
Allgemeine Vorschriften EGBGB Art. 20—25 

Artikel 23
Eine Vormundschaft oder eine Pflegschaft kann im In­

land auch über einen Ausländer, sofern der Staat, dem er 
angehört, die Fürsorge nicht übernimmt, angeordnet wer­
den, wenn der Ausländer nach den Gesetzen dieses Staates 
der Fürsorge bedarf oder im Inland entmündigt ist.

Das deutsche Vormundschaftsgericht kann vorläufige Maß­
regeln treffen, solange eine Vormundschaft oder Pflegschaft 
nicht angeordnet ist.
Anmerkung:
Vgl. Anm. vor § 1773 BGB.

Artikel 24
Ein Deutscher wird, auch wenn er seinen Wohnsitz im 

Auslande hatte, nach den deutschen Gesetzen beerbt.
Hat ein Deutscher zur Zeit seines Todes seinen Wohnsitz 

im Auslande gehabt, so können die Erben sich in Ansehung 
der Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten auch auf die 
an dem Wohnsitze des Erblassers geltenden Gesetze be­
rufen.

Erwirbt ein Ausländer, der eine Verfügung von Todes 
wegen errichtet oder aufgehoben hat, die Beichsangohörig- 
keit, so wird die Gültigkeit der Errichtung oder der Auf­
hebung nach den Gesetzen des Staates beurteilt, dem er zur 
Zeit der Errichtung oder der Aufhebung angehörte; auch 
behält er die Fähigkeit zur Errichtung einer Verfügung von 
Todes wegen, selbst wenn er das nach den deutschen Ge­
setzen erforderliche Alter noch nicht erreicht hat. Die Vor­
schrift des Artikels 11 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt. 
Anmerkung:
Vgl. Anm. zu Art. 7.

Artikel 25
Ein Ausländer, der zur Zeit seines Todes seinen Wohn­

sitz im Inlande hatte, wird nach den Gesetzen des Staates 
beerbt, dem er zur Zeit seines Todes angehörte. Ein Deut­
scher kann jedoch erbrechtliche Ansprüche auch dann 
geltend machen, wenn sie nur nach den deutschen Gesetzen 
begründet sind, es sei denn, daß nach dem Hechte des 
Staates, dem der Erblasser angehörte, für die Beerbung
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